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ner. Bis heute engagiert sich Lin-
dinger in der Kommunalpolitik.

Immer wieder war er auch im
Stimmkreis Passau-West, einer
CSU-Hochburg, als aussichtslo-
ser Direktkandidat und auf einem
hinteren Listenplatz bei Land-
tagswahlen angetreten. So auch
2023. Doch diesmal wurde er von
Platz 9 auf 7 hochgewählt – was
für den Einzug in den Landtag
reichte. Lindinger, der eigentlich
damit gerechnet hatte, im Mai
2024 bei der Polizei in den Vorru-
hestand zu gehen, war plötzlich
Abgeordneter.

Die Freude war so groß wie die
Überraschung. Im Schnellverfah-
ren mussten Büro und Beschäftig-
te organisiert werden. Ein Jahr
habe er zur Eingewöhnung ge-
braucht, sagt Lindinger.

In seiner Freizeit unternimmt
der 60-Jährige Walkingtouren mit
seiner Frau, fährt mit dem Fahr-
rad – „und ich erfülle die Wünsche
meiner Kinder“, sagt Lindinger
und lacht. Neben seinen Töchtern
hat er noch einen Sohn, der Inge-
nieur ist. Bei den Kindern sind vor
allem Papas Fähigkeiten als
Handwerker gefragt. Auch dafür
hat er ein Talent.
> THORSTEN STARK

Welt mit einer Größe von 1,22 be-
ziehungsweise 1,34 Metern. Sie
haben ihren Weg gemacht, arbei-
ten beide in der Verwaltung. Doch
sie müssen in einer Welt zurecht-
kommen, die vor allem für groß
gewachsene Menschen gemacht
ist. Die Arbeitsgruppe Inklusion
setzt sich für mehr Sensibilität in
der Gesellschaft ein.

Ein weiteres wichtiges Thema
ist für Lindinger die Feuerwehr.
Gerade erst hat Bayern grünes
Licht für eine Anhebung der Al-
tersgrenze für den aktiven Feuer-
wehrdienst von 65 auf 67 Jahre
gegeben. Auch Lindinger hat da-
für gekämpft. Er ist selbst immer
noch bei der Feuerwehr aktiv und
rückt aus, wenn der Piepser sich
meldet.

Die Feuerwehr spielte auch bei
seinem Eintritt in die Politik eine
große Rolle. Als junger Feuer-
wehrler kam ihm der Bereich
vom damaligen CSU-Bürgermeis-
ter sträflich vernachlässigt vor.
Und so beschloss Lindinger, bei
den Freien Wählern im Ort mit-
zumachen und sich für die Feuer-
wehr einzusetzen. 1996 zog er in
den Gemeinderat ein, als Nach-
folger des früheren Bauernver-
bandspräsidenten Gerd Sonnleit-

abschiebung. Die Aussage des
Landtagsabgeordneten Benjamin
Nolte, „Abschieben, bis die Start-
bahnen glühen“, findet Lindinger
skandalös. „Wo bringen wir die
denn hin, wenn Syrien sagt, wir
nehmen keine? Sollen wir die
dann abwerfen?“, fragt Lindin-
ger, der ansonsten sehr besonnen
spricht. Auf persönlicher Ebene,
räumt er ein, komme er aber mit
den AfD-Abgeordneten gut zu-
recht.

Seine Töchter stehen im

Guinness-Buch der Rekorde

Im Landtag sitzt Lindinger im
Haushaltsausschuss und im Aus-
schuss für den öffentlichen
Dienst. Er ist auch Fraktionsspre-
cher für Fragen des öffentlichen
Dienstes und Mitglied der frakti-
onsübergreifenden Arbeitsgruppe
Inklusion.

Die Inklusion liegt ihm auch
deshalb am Herzen, weil er Vater
zweier kleinwüchsiger Töchter ist.
Die Zwillinge sind mittlerweile 30
Jahre alt. Sie stehen seit 2022 im
Guinness-Buch der Rekorde – als
kleinste lebende Zwillinge der

men. Lindinger war dafür zum
Krisenstab der Bundespolizei ab-
kommandiert. Er organisierte im
Landkreis Passau Busse, las
Flüchtlinge auf und kümmerte
sich um die Verteilung auf Bayern.

Auch innerhalb der Polizei gab
es damals eine heftige Diskussion
über die Sinnhaftigkeit der Grenz-
öffnungen, räumt Lindinger ein.
„Aber ich habe total erschöpfte
Mütter mit ihren Babys gesehen.
Die wären nicht einfach so ge-
kommen“, sagt er.

Für ihn ist klar: Straftäter unter
den Flüchtlingen müsse man kon-
sequent verfolgen. Und wenn sie
nicht abgeschoben werden kön-
nen, müssen sie aus seiner Sicht
eingesperrt werden. Auch die fi-
nanziellen Anreize sollten redu-
ziert werden. Die große Lösung
muss für Lindinger aber auf euro-
päischer Ebene gefunden werden:
mit einer lückenlosen Kontrolle an
den EU-Außengrenzen, einer Ver-
teilung auf die Länder im Konsens
und einer entsprechenden Unter-
stützung der besonders betroffe-
nen Staaten. Doch daran, das weiß
auch Lindinger, hat sich die Politik
bislang die Zähne ausgebissen.

Keine Lösung ist für ihn die
von der AfD geforderte Massen-

Öffnung der innerdeutschen Gren-
ze aus nächster Nähe mit. „Ich
kriege heute noch Gänsehaut,
wenn ich daran denke“, erzählt der
heute 60-Jährige. 1998 kam dann
das Ende der bayerischen Grenz-
polizei. Lindinger, damals in der
Grenzpolizeistation in Neuhaus
am Inn im Einsatz, sperrte die Sta-
tion persönlich zu.

Die nächsten 20 Jahre arbeitete
er bei der Schleierfahndung. Die
größte Herausforderung war dabei
das Jahr 2015 – als täglich Tausen-
de Flüchtlinge in Bayern anka-

Bedeutende Ereignisse, die an-
dere nur aus Geschichtsbüchern
kennen, hat Christian Lindinger
als Polizist hautnah miterlebt.
1984 wurde der Niederbayer noch
während seiner Ausbildung in Wa-
ckersdorf eingesetzt. An der ge-
planten hoch umstrittenen Wieder-
aufarbeitungsanlage für abge-
brannte radioaktive Brennstäbe
lieferten sich Bereitschaftspolizei
und Protestierende regelmäßig
Straßenschlachten. Und der junge
Mann aus Ruhstorf an der Rott im
Landkreis Passau war mittendrin.
„Das waren bürgerkriegsähnliche
Zustände“, erinnert sich der Freie-
Wähler-Abgeordnete. Einmal
drang sogar ein Stahlgeschoss ins
Futter seiner schusssicheren Weste
ein, Lindinger wurde zum Glück
nicht verletzt.

Es war eine schwierige Situation
für die Polizei. Sie musste unter-
scheiden zwischen dem berechtig-
ten friedlichen Protest, an dem
auch viele Einheimische teilnah-
men, und den Krawallmachern.
Nicht immer gelang diese Unter-
scheidung. Als die Politik die Plä-
ne begrub, waren auch viele bei
der Polizei erleichtert.

Für Lindinger ging es dann zur
Grenzpolizei. Dort erlebte er die

Der Grenz-Experte

Christian Lindinger (60). FOTO: PRIVAT

Soziale Staffelung ein „Bürokratiemonster“?
Die SPD ist im Gesundheitsaus-

schuss des Landtags mit ihrem Vor-
schlag für eine soziale Staffelung
des Landespflegegelds gescheitert.
Nach einem Beschluss der Staats-
regierung soll die einkommensun-
abhängig gewährte Leistung des
Freistaats für alle Pflegebedürfti-
gen ab Pflegestufe 2 ab 2026 von
derzeit 1000 auf 500 Euro im Jahr
reduziertwerden.Dieeingesparten
Mittel von jährlich rund 200 Mil-
lionen Euro will die Staatsregie-
rung in den Ausbau der Pflege-
strukturen investieren, vor allem in
Tages- und Kurzzeitpflegeplätze,
um pflegende Angehörige zeitwei-
se entlasten zu können.

Die SPD begrüßt die geplanten
Ausbauinvestitionen, will das ver-
bleibende Pflegegeld aber gerech-
ter nach tatsächlicher Bedürftig-
keit verteilen. „Wir wollen keine
Auszahlung mit der Gießkanne
mehr, sondern es vor allem an die
lenken, die es dringend brauchen“,
erklärte die SPD-Gesundheitspoli-
tikerin Ruth Waldmann. Die Hal-
bierung des Pflegegeldsatzes treffe
gerade Pflegebedürftige mit wenig
Geld besonders hart. Der Vor-
schlag der SPD sah vor, an Pflege-
bedürftige mit kleinem Einkom-
men oder niedriger Rente weiter-
hin die vollen 1000 Euro auszuzah-
len.MitderHöhedesEinkommens

sollte dann die Höhe des Pflege-
gelds sinken. Ab einer gewissen
Einkommensgrenze sollte dieses
komplett entfallen.

Für die CSU lehnte der Abge-
ordnete Martin Mittag den SPD-
Vorschlag ab. Er begründete dies
mit der zu erwartenden Bürokratie
bei der Einkommensstaffelung.
Um festzustellen, ob jemand künf-
tig 750 oder 500 Euro im Jahr be-
komme, sei der Verwaltungsauf-
wand zu hoch, meinte Mittag. Die
lediglich am Pflegegrad orientierte
Auszahlung sei erheblich einfa-
cher zu administrieren. Dem
schlossen sich Freie Wähler und
AfD an. Eine soziale Staffelung

wäre ein „bürokratisches Mons-
ter“, urteilte Roland Magerl (AfD).
Thomas Zöller (Freie Wähler) er-
gänzte, auch finanziell besser ge-
stellte Menschen könnten durch
langjährige Pflege finanziell in Be-
drängnis geraten. Die Grünen
hielten an ihrer Ablehnung des
Pflegegelds als Ganzes fest. Es sei
besser, die bei einer kompletten
Abschaffung eingesparten 400
Millionen Euro im Jahr für den
Ausbau der Pflegeinfrastruktur
einzusetzen, erklärte der Grünen-
Abgeordnete Paul Knoblach. Da-
mit könnten Entlastungen für alle
pflegenden Angehörigen erreicht
werden. > JUM

des Strompreises oder die Errich-
tung von Ladesäulen für Elektro-
autos. In jedem Fall werde durch
die direkte finanzielle Beteiligung
die Akzeptanz für den Ausbau der
regenerativen Energien erhöht,
glaubt Gotthardt.

Beteiligungsberechtigt sind nach
dem Entwurf alle Gemeinden, die
im Umkreis von 2,5 Kilometern um
eine Windkraftanlage liegen oder
auf deren Gemeindegebiet sich
Freiflächen-PV mit einer installier-
ten Leistung von mehr als 5 Mega-
watt befindet. Geregelt wird die Be-
teiligung über Vereinbarungen
zwischen den Betreibern und den
Kommunen. Kommt eine solche
nicht zustande, müssen die Betrei-
ber der Anlagen eine Ausgleichs-
abgabe an die Standortgemeinden
entrichten. Während die SPD Zu-
stimmung zu der Vorlage signali-
sierte, sah Martin Stümpfig (Grü-
ne) das Gesetz mit hohem bürokra-
tischen Aufwand verbunden. Flo-
rian Köhler (AfD) sprach von einer
„Erpressung“. Bürgerschaftlicher
Widerstand gegen Anlagen solle of-
fenbar durch Geldzahlungen ge-
brochen werden. Zudem erwartete
Köhler durch die zusätzliche Ab-
gabe eine Erhöhung der Stromprei-
se. > JÜRGEN UMLAUFT

Kommunen und ihre Bevölke-
rung sollen künftig an den Erlösen
von neuen Windrädern und gro-
ßen Photovoltaikanlagen (PV) auf
ihrem Gemeindegebiet beteiligt
werden. Das sieht ein Gesetzent-
wurf vor, den die Staatsregierung
in den Landtag eingebracht hat.
Die Anlagenbetreiber sollen dazu
verpflichtet werden, eine Abgabe
von 0,3 Cent je erzeugter Kilo-
wattstunde zu zahlen. Bei einem
modernen Windrad mit einer Leis-
tung von 5 Megawatt könnten
nach Angaben von Wirtschafts-
staatssekretär Tobias Gotthardt
(Freie Wähler) pro Jahr rund
30 000 Euro anfallen, bei einer
PV-Anlage mit der gleichen Leis-
tung rund 15 000 Euro.

Beim Einsatz dieser zusätzli-
chen Einnahmen haben die Kom-
munen nach Angaben Gotthardts
einen breiten Gestaltungsspiel-
raum. Aus verfassungsrechtlichen
Gründen müssen die Erlöse aber
zweckgebunden für Maßnahmen
zur Optimierung des örtlichen
Energieverbrauchs sowie zur Sen-
kung der Kosten und Abgaben der
Einwohner verwendet werden.
Möglich sei zum Beispiel die För-
derung der energetischen Sanie-
rung von Gebäuden, die Senkung

Verdienen an der Windkraft

nach Angaben Gotthardts den
Großteil der Mittel bereits zu Be-
ginn der Verbrauchsphase zur Ver-
fügung stellen. Die dadurch weg-
fallenden jährlichen Erlöse sollen
nach den Plänen über den regulä-
ren Haushalt ersetzt werden, so-
dass auch weiterhin bisherige For-
schungsvorhaben – allerdings „in
verringertem Maß“ – unterstützt
werden können.

Harsche Kritik an dem Vorhaben
übte Oskar Lipp (AfD). Statt gegen
die „links-grüne Transformation“
anzukämpfen, subventioniere die
Staatsregierung diese sogar noch
aus „Bayerns Kronjuwelen“. So
lasse sich die Abwanderung von
Firmen nicht verhindern. Stepha-
nie Schuhknecht (Grüne) begrüß-
te die geplante Transformations-
förderung, sah in der Umwandlung
der Forschungsstiftung für diesen
Zweck aber den „falschen Weg“.
„Grundsätzlich positiv“ bewertete
Florian von Brunn (SPD) den Vor-
stoß. Er plädierte jedoch für eine
weitere Aufstockung der Mittel.
Der CSU-Abgeordnete Stefan Eb-
ner sprach von einer „zielgerichte-
ten Förderung unserer bayerischen
Unternehmen“. > JUM

Die Bayerische Forschungsstif-
tung soll in einen Transformati-
onsfonds zur Unterstützung der
Innovationskraft von Unterneh-
men im Freistaat umgewandelt
werden. Profitieren soll davon vor
allem die Automobilbranche. So
sieht es ein Gesetzentwurf der
Staatsregierung vor, der nun in
Erster Lesung im Landtag beraten
wurde. Der immense Transforma-
tionsdruck aufgrund von Digitali-
sierung und Dekarbonisierung
verlange von den Unternehmen
verstärkte Investitionen zu Erhal-
tung und Stärkung ihrer Wettbe-
werbsfähigkeit, erklärte Wirt-
schaftsstaatssekretär Tobias Gott-
hardt (Freie Wähler).

Die Forschungsstiftung verfügt
über ein Grundkapital von 350
Millionen Euro, aus deren Erlösen
von jährlich rund 15 Millionen
Euro bislang Forschungsprojekte
in ganz Bayern unterstützt wurden.
Sie soll nun in eine „Verbrauchs-
stiftung“ umgewandelt werden.
Verteilt auf zehn Jahre sollen die
350 Millionen nun gezielt in die
Förderung von Transformations-
projekten fließen. Um rasch helfen
zu können, will die Staatsregierung

Auto-Transformationsfonds
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gers. Wegen der aktuellen Wirt-
schaftskrise müsse vieles auf den
Prüfstand. Dazu gehöre das Ange-
hen gegen den Klimawandel. „Die
Botschaft muss sein: Wir wollen
unser Land stabil halten, da spie-
len Daten wie 2040 oder 2045 kei-
ne Rolle“, betonte Nussel. Josef
Lausch (Freie Wähler) ergänzte,
man müsse sich von Jahreszahlen
verabschieden und stattdessen
unabhängige Reduktionsziele
beim CO2-Ausstoß formulieren.
Eine komplette Abschaffung aller
Klimaziele forderte Oskar Lipp
(AfD). Deutschland sei inzwi-
schen „weltweit der Geisterfah-
rer“ mit seinen ehrgeizigen Vorga-
ben. > JÜRGEN UMLAUFT

Klimaschutzziels einer maximalen
Erderwärmung um 1,5 Grad im
vergangenen Jahr verwies. Er sei
„schockiert“ von Aiwangers Aus-
sagen. Florian von Brunn (SPD)
warf der Staatsregierung vor, die
Öffentlichkeit mit ihren bisherigen
Klimazielen getäuscht zu haben.
Sie arbeite nach dem Motto,
„Nicht das Erreichte zählt, son-
dern das Erzählte reicht“, so von
Brunn. Noch immer gebe es keine
konkreten Pläne der Staatsregie-
rung zum Ausbau von Windkraft
und Geothermie sowie zur Reduk-
tion des CO2-Ausstoßes im Stra-
ßenverkehr.

Walter Nussel (CSU) stellte sich
hinter die Erklärungen Aiwan-

wenn damit nur CO2-Emissionen
in andere Länder verlagert wür-
den. „Unser Ziel kann nicht sein:
Operation Klimaschutz gelungen,
aber Patient bayerische Wirtschaft
tot“, sagte Aiwanger.

Insgesamt sah Aiwanger noch
Spielraum für ein Verschieben der
Klimaziele. Er warnte davor, den
Menschen mit „Endzeitdebatten
Angst einzujagen“. Bislang seien
die Prognosen der Wissenschaft
über Kipppunkte und dramatische
Folgen des Klimawandels nicht
eingetreten. Dem widersprach
Martin Stümpfig (Grüne), indem er
auf die wachsende Zahl schwerer
Naturkatastrophen sowie die erst-
malige Überschreitung des Pariser

Die Staatsregierung will ihr Kli-
maschutzgesetz nun doch vorläu-
fig nicht ändern und zumindest
formal am Ziel der bayerischen
Klimaneutralität bis 2040 festhal-
ten. „Das Klimaschutzgesetz steht,
wir tun mit bayerischen Mitteln
weiter, was wir können“, erklärte
Wirtschaftsminister Hubert Ai-
wanger (Freie Wähler) im Wirt-
schaftsausschuss. Sollte sich das
Ziel aber als nicht erreichbar er-
weisen, werde man sich wohl an
der Bundesvorgabe 2045 orientie-
ren, um der Wirtschaft mehr Zeit
für den Anpassungsprozess zu ge-
ben. „Die Wirtschaft sollte das als
Signal der Staatsregierung verneh-
men, dass wir nicht ohne Rück-
sicht auf Verluste auf 2040 zusteu-
ern, und dass wir sagen, wenn wir
es so nicht schaffen, dann wollen
wir im Zweifel lieber Wirtschaft
und Wohlstand retten, als die Kli-
maziele erreichen“, sagte Aiwan-
ger.

Aiwanger war auf Antrag der
Grünen vor den Ausschuss gela-
den worden, nachdem er auf der
Winterklausur der Freien Wähler
mitgeteilt hatte, die Staatsregie-
rung habe ihr Klimaziel 2040 „kas-
siert“. Nun präzisierte er, dass man
weiter versuche, die ehrgeizigen
Ziele einzuhalten. „Wir streben
das an, aber ohne Schmerzgrenzen
zu überschreiten“, erläuterte Ai-
wanger. Der Preis der Dekarboni-
sierung dürfe nicht sein, dass Un-
ternehmen schlössen oder ins Aus-
land abwanderten, weil sie dort ge-
ringere Auflagen zu erfüllen hätten
oder niedrigere Strompreise zah-
len müssten. Es helfe auch dem
globalen Klimaschutz nicht weiter,

Klimaneutralität bis 2040

Will im Zweifel lieber die Wirtschaft retten als die Klimaziele: Hubert Aiwanger (FW). FOTO: DPA/ANDREAS GEBERT
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